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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit lag im Jahre 2002/03 der Juristischen Fakultät 
der Humboldt-Universität zu Berlin als Dissertation vor. Sie beschäftigt 
sich maßgeblich mit der Gegenüberstellung des deutschen GmbH-
Konzernhaftungsrechts mit der Gesellschafterhafitung in der US-amerika-
nischen close Corporation und behandelt ergänzend prozessuale und voll-
streckungsrechtliche Fragen bei der Geltendmachung der Gesellschafter-
haftung durch U.S.-amerikanische Gesellschaftsgläubiger. Der US-recht-
liche Teil der Arbeit entstand während eines einjährigen Studienaufent-
halts (LL.M.) an der St. Louis University, St. Louis, MO. Das Manuskript 
dieser Arbeit wurde Ende 2001 abgeschlossen. Soweit zwischenzeitlich 
bis dato offene Rechtsfragen entschieden wurden (z.B. zur Sitztheorie 
durch die f/Äerseermg-Entscheidung des EuGH oder zur Bedeutung des 
FC7V-Vertrages), wurde auf diese Rechtsentwicklungen durch entspre-
chende Ergänzungen in den Fußnoten hingewiesen. Die sich durch die 
BGH-Urteile „Bremer Vulkan" und „KBV" ergebene Rechtsentwicklung 
wurde in zwei zusätzlichen Abschnitten besprochen. 

Besonderer Dank gilt meinem Doktorvater, Prof. Dr. iur. Dr. rer. pol. 
Christian Kirchner, LL.M. (Harvard), der es sowohl hinsichtlich dieser 
Arbeit als auch hinsichtlich des Studienaufenthaltes in den USA an keiner 
Unterstützung hat fehlen lassen. Ebenfalls Dank schulde ich Prof. Stanis-
law Frankowski, dem damaligen verantwortlichen Leiter des LL.M.-
Programms an der St. Louis University, School of Law, für seinen Einsatz. 
Maßgeblicher Dank gebührt schließlich meiner Mutter, ohne die letztlich 
nichts möglich gewesen wäre. 

Plauen, im Jahre 2004 
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Einleitung 

1 

Begründung des Themas; Zielstellung; Zur Me-
thode der Arbeit 

„Der Rechtsverkehr in Zivilsachen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika hat einen Stellen-
wert, der noch vor zehn Jahren kaum vorherzusehen war." Diese von 
Junker vor nunmehr fünfzehn Jahren getroffene Aussage hat auch für die 
heutige Zeit noch ihre volle Berechtigung. Die Schnellebigkeit technischer 
und wirtschaftlicher Entwicklungen läßt oft nur noch ein Reagieren statt 
ein Agieren der betroffenen Juristen zu, da die rechtlichen Konsequenzen 
dieser allgemein als Globalisierung bezeichneten Entwicklung im Vorfeld 
nicht immer in vollem Umfange bedacht oder erkannt werden können. 
Dies gilt auch für grenzüberschreitende Aktivitäten. Die jüngsten Verän-
derungen in der deutschen Unternehmenslandschaft - die Fusion von 
Daimler und Chrysler sowie die Übernahme von Mannesmann durch 
Vodafone seien hier als die bekanntesten Beispiele genannt - verdeutli-
chen eindrucksvoll diesen Trend. 

Nun ist zwar die Frage nach der (Konzern-) Haftung des Gesellschafters 
einer Kapitalgesellschaft mit beschränktem Haftungsfond für deren Ver-
bindlichkeiten keine neue.2 Die bisher in Deutschland zur Frage der (Kon-
zern-) Haftung des auf das Kapitalgesellschaftsvermögen beschränkt haf-
tenden Gesellschafters ergangene Rechtsprechung bezog sich jedoch nur 
auf national begrenzte Sachverhalte (der Gesellschafter der deutschen Ka-
pitalgesellschaft war eine ebenfalls deutsche natürliche oder juristische 
Person). Die grenzüberschreitenden Gesichtspunkte der Konzernhaftung 

1 JZ 1989, 121. 
2 Eine - in diesem Zusammenhang in der Regel unerwähnte - Entscheidung zu die-

sem Thema stammt bereits aus dem Jahre 1977: BGHZ 68, 312 (Fer t ighaus ) . In den 
Entscheidungsgründen ging es zwar nicht um Konzern-, sondern um Durchgriffshaftung 
(zur Unterscheidung siehe unten 1.5., S. 37 ff.). Der Sachverhalt hätte aber ohne weite-
res auch Anlaß zu einer konzernrechtlichen Betrachtungsweise gegeben (so Emmerich 
NJW 1977, 2163 in seiner Urteilsanmerkung). Sie unterblieb wohl nur deshalb, weil 
nicht der / / . , sondern der VIII. Zivilsenat urteilte. Auch die spätere Autokran-
Entscheidung des B G H war zunächst beim VIII. Zivilsenat anhängig gewesen, bevor sie 
vom II. Zivilsenat übernommen wurde. Die der / i«to^ra«-Entscheidung vorangegange-
nen Instanzen hatten sich ebenfalls nur mit Durchgriffsansprüchen auseinandergesetzt 
(vgl. Nirk FS f. Stimpel, S. 448 f.). 
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sind trotz der genannten Globalisierung und der damit einhergehenden 
„Internationalisierung des Konzernsachverhalts"3 bis heute kaum bzw. gar 
nicht von der deutschen Rechtsprechung behandelt worden. Dies wird sich 
in der Zukunft ändern. Da viele Auslandsaktivitäten deutscher Firmen in 
den USA entfaltet werden, sind hier auch zwangsläufig viele grenzüber-
schreitende Konzernlagen gegeben. Hier bietet sich daher eine Darstellung 
der sich in diesem Bereich ergebenden Besonderheiten an. Eine solche 
Darstellung ermöglicht darüber hinaus einen Vergleich der grenzüber-
schreitenden mit der nationalen Konzernsituation, zumal das deutsche 
Konzernrecht in seiner Form nach wie vor einmalig sein soll.4 Dieser Ver-
gleich kann sodann Grundlage für neue Aspekte in der deutschen Kon-
zernrechtsprechung sein. 

Die Rechtsprechung des BGH zur Konzernhaftung betrifft in erster 
Linie die faktisch konzernierte GmbH. Der Grund dafür liegt einerseits in 
der im Vergleich zur Aktiengesellschaft wesentlich höheren Insolvenzan-
fälligkeit dieser Rechtsform und andererseits in dem Fehlen eines mit den 
Vorschriften des AktG vergleichbaren GmbH-Konzernrechts. Diese 
Rechtsprechung zum faktischen GmbH-Konzern sah sich von Anfang an 
heftiger und grundsätzlicher Kritik ausgesetzt.5 Auf sie soll sich deshalb 
auch die vorliegende Arbeit beziehen. Die Untersuchung konzentriert sich 
ausdrücklich auf die konzernrechtliche Betrachtungsweise. Das heißt es 
geht nicht um die Fälle der sog. Durchgriffshaftung - auch soweit diese im 
Konzern in Betracht kommt6 —, in denen dem Gesellschafter der GmbH 
das Berufen auf die rechtliche Selbständigkeit der juristischen Person bzw. 
auf das Trennungsprinzip des § 13 II GmbHG versagt wird,7 sondern um 
diejenigen Fälle, bei denen die Haftung des Gesellschafters im Ausgangs-
punkt auf der Konzernierung der abhängigen Gesellschaft beruht. Unbe-
rücksichtigt bleiben auch diejenigen Sachverhalte, die aus deutscher Sicht 
zu Zahlungsansprüchen der (abhängigen) GmbH gegenüber dem (herr-
schenden) Gesellschafter führen können (so vor allem Ansprüche wegen 

3 Behrens RabelsZ 46 (1982), 308 ff. 
4 "As the world 's only codification systematically governing the parent-subsidiary 

relationship, the German Konzernrecht has served as a model for several European pro-
posals concerning the affiliated group of companies." Sandra K. Miller, Piercing the 
Corporate Veil Among Affiliated Companies in the European Community and in the 
U.S.: A Comparative Analysis of U.S., German, and U.K. Veil-Piercing Approaches, 
36 AM. BUS. L . J . 73 , 1 0 0 ( 1 9 9 8 ) . 

5 Vgl. Altmeppen DB 1991, 2225, 2229: „In ihrer gegenwärtigen Ausprägung ruft 
die Rechtsprechung des BGH zur konzernierten GmbH geradezu nach einer Verfas-
sungsbeschwerde."; Flume DB 1992, 25, 27: „Das Video-Urteil ist ein evidenter Bruch 
des GmbH-Rechts." 

6 Vgl. Lehmann ZGR 1986, 345, 364; BGHZ 68, 312 (Fertighaus); BGHZ 95, 330 
(Autokran), siehe auch Fußn. 2. 

7 Zur Abgrenzung unten 1.5. (S. 37 ff.). 
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Verletzung der gesellschafterlichen Treuepflicht des Gesellschafters8 und 
wegen Verstoß gegen die Kapitalerhaltungsvorschriften (§§ 30, 31 
GmbHG)). Diese Ansprüche führen lediglich zu einer Innenhaftung des 
Gesellschafters gegenüber der Gesellschaft und nicht zu einer Außenhaf-
tung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern für ihre Forderungen gegen-
über der Gesellschaft. Die Möglichkeit der Inanspruchnahme des Gesell-
schafters besteht hier nur über den Umweg der Pfändung und Überweisung 
der Ansprüche der Gesellschaft, was einen entsprechenden Titel gegen 
diese voraussetzt. Die Untersuchung will aber gerade die Wege der direk-
ten Inanspruchnahme des Gesellschafters aufzeigen. 

Als Ausgangsposition für die Untersuchung gilt hinsichtlich der grenz-
überschreitenden Konzernsituation daher folgende Sachlage: 
- Bei der US-amerikanischen Tochtergesellschaft der deutschen Mutter-

gesellschaft handelt es sich um eine close corporation bzw. closely held 
corporation. Diese Gesellschaftsform entspricht in rechtlicher Hinsicht 
am ehesten der deutschen GmbH9 und tritt in tatsächlicher Hinsicht in 
den USA zahlenmäßig ebenso stark auf wie die GmbH in Deutschland. 
Die US-amerikanische public corporation bzw. publicly held corpora-
tion taucht in US-amerikanischen Urteilen die Gesellschafterhaftung 
betreffend ebenso selten auf wie die deutsche Aktiengesellschaft in hie-
sigen Urteilen zu dieser Problematik. Entscheidungen, die sich mit Haf-
tungsfragen in der Limited Liability Company (L.L.C.),10 der Limited 

8 Zur Frage der Ver le tzung der gesellschafterl ichen Treuepfl icht durch den Allein-
gesellschafter einer G m b H siehe unten 3.4.1. (S. 268 ff.) . 

9 Ausführl ich Bungert, Die GmbH im US-amerikanischen Recht - Close Corporat i -
on (Kurzfassung in G m b H R 1993, 478 ff.); Miller, supra note 4, at 99; ohne Begrün-
dung: Kronstein/Hawkins R I W 1983, 249, 250; Jakob/Hörmann B B 1990, 2377; Car-
ney/Hay Z G R - S o n d e r h e f t 3 , S. 9 5 5 . A . A . ROBERT W . HAMILTON & RICHARD A . BOOTH, 
BUSINESS BASICS FOR LAW STUDENTS 282 (2d ed. 1998); Carsten Alting, Piercing the 
Corporate Veil in American and German Law—Liability of Individuals and Entities: A 
Comparative View, 2 TULSA J. COMP. & INT'L L. 187, 190 (1995): die L.L.C. sei die 
vergleichbare Rechts form. 

10 Bei der L.L.C. handel t es sich um eine häufig als Hybrid bezeichnete Gesell-
schaftsform, die die Vorte i le der Kapital- (beschränkte Haf tung der Gesel lschaf ter ) und 
Personengesel lschaft (keine Doppelbesteuerung) miteinander verbindet . Vgl. dazu Car-
ney/Hay ZGR-Sonderhef t 3, S. 957 f.; Bungert ZVglRWiss 93 (1994) , 117, 126; ders. 
IStR 1993, 128 ff.; ders. IStR 1993, 174 ff.; Hey RIW 1993, 259 ff. , Rohm I W B 1996, 
425, 436 ff.; ders. I W B 1996, 901, 919; Wright/Holland N J W 1996, 95 ff.; Michael 
Bosko, The Best of Both Worlds: The Limited Liability Company, 54 OHIO S.L.J. 175 
(1993), sowie die Nachweise bei Miller, supra note 4, at 86 n.54. - Zusatz: Das B M F hat 
mit Schreiben vom 19. März 2004 - IV B 4 - S 1301 USA - 22/04 (RIW 2004, 474 ff.) -
zur steuerlichen Behandlung der L.L.C. Stellung genommen; danach kommt sowohl eine 
Behandlung als Kapi tal- als auch als Personengesel lschaft in Betracht ; dazu Lemai-
tre/Schnittker/Siegel G m b H R 2004, 618 ff.; Herrmann R IW 2004, 445 ff . 
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Partnership (L.P.)" oder der (General) Partnership12 befassen, werden 
nicht besprochen werden. 

- Gesellschafter der close Corporation ist eine deutsche Kapitalgesell-
schaft (AG, GmbH). Konzernlagen sind in erster Linie durch juristische 
Personen als Gesellschafter gekennzeichnet. Daß auch natürliche Per-
sonen als „Obergesellschaft" fungieren können, spielt in der konzern-
rechtlichen Überlegung eine eher untergeordnete Rolle. 

- Das Verhältnis zwischen deutscher Kapitalgesellschaft und US-ameri-
kanischer close Corporation ist allein durch die Gesellschafterstellung 
der deutschen Gesellschaft gekennzeichnet. Es ist also von einem soge-
nannten faktischen Konzernverhältnis auszugehen. Der faktische 
GmbH-Konzern ist in Deutschland Hauptgegenstand der rechtswissen-
schaftlichen Konzernhaftungsdiskussion. Deshalb ist vorliegend auch 
grenzüberschreitend ein faktisches Konzernverhältnis zugrunde zu le-
gen; die vertragliche Bindung einer Gesellschaft an einen Nicht-Gesell-
schafter (Stichwort: Vertragskonzern), die auch in den USA haftungs-
rechtliche Konsequenzen haben kann,13 bleibt unberücksichtigt. 

- Es werden nur Fälle berücksichtigt, in denen mangels Masse kein In-
solvenzverfahren über das Vermögen der Tochtergesellschaft eröffnet 
wurde und die Gläubiger der Tochtergesellschaft ihre Forderungen da-
her unmittelbar bei der Muttergesellschaft geltend machen. Im Falle ei-
ner Verfahrenseröffnung würden die eventuell bestehenden Forderun-
gen der Tochtergesellschaft gegenüber deren Muttergesellschaft wie 
auch in Deutschland14 als Gesamtgläubigerschaden der Insolvenzmasse 
zustehen und könnten daher auch nur vom Verwalter (trustee-in-
bankruptcy, debtor-in-possession, reorganization trustee) geltend ge-

11 Bei der L.P. handelt es sich nach deutschem Verständnis um eine KG, vgl. Car-
ney/Hay ZGR-Sonderheft 3, S. 956; Bungert GmbHR 1993, 478, 479; Röhm IWB 1996, 
901, 903; Scheel, Konzerninsolvenzrecht: eine rechtsvergleichende Darstellung des US-
amerikanischen und des deutschen Rechts (Diss. Universität Konstanz), S. 111 f. Soweit 
der general partner der L.P. eine juristische Person ist, kommt die Gesellschaft der deut-
schen GmbH & Co. KG sehr nahe, vgl. Klawitter, Die GmbH & Co. KG im U.S.-ameri-
kanischen Recht: (Limited partnership with a corporate general partner) (Diss. Universi-
tät Osnabrück); Scheel, ebenda, S. 112. Beispiele für Haftungsfälle: Autrey v. 22 Texas 
Service, Inc., 79 F. Supp. 2d 735 (S.D. Tex. 2000), Frigidaire Sales Corp. v. Union Pro-
perties, Inc., 88 Wash. 2d 400, 562 P.2d 244 (1977). 

12 Die partnership ist mit der deutschen GbR oder der OHG vergleichbar, Carney/ 
Hay ZGR-Sonderheft 3, S. 955; Bungert GmbHR 1993, 478, 479; Röhm IWB 1996, 901, 
902. Beispiele für Haftungsfälle: Perpetual Real Estate v. Michaelson Properties, 974 
F.2d 545 (4th Cir. 1992). 

13 Vgl. Chicago, M. & St. P. Ry. v. Minn. Civic Assn., 247 U.S. 490 (1918); Costan 
v. Manila Electric Co., 24 F.2d 383 (2d Cir. 1928). 

14 Dies gilt zumindest für Ansprüche gem. § 302 AktG. 
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macht werden.IS Außerdem entfallen bei einer masselosen Insolvenz die 
Rechtsinst i tute equitable Subordination und substantive consolidation.'6 

- Die Ansprüche von eventuellen Minderheitsgesellschaftern bleiben un-
berücksichtigt. 

Hauptgegenstand der Untersuchung sind 
- die Darstellung der materiell-rechtlichen Grundlagen der Haftung einer 

deutschen Muttergesellschaft für die Verbindlichkeiten ihrer deutschen 
Tochtergesellschaft nach deren Insolvenz auf Grundlage der Rechtspre-
chung zum qualifiziert faktischen GmbH-Konzern in Abgrenzung zur 
sog. Durchgriffshaftung, 

- die Darstellung der prozessualen, materiellen und vollstreckungsrecht-
lichen Haftungssituation einer deutschen Muttergesellschaft die Ver-
bindlichkeiten ihrer US-amerikanischen Tochtergesellschaft nach deren 
Insolvenz betreffend und 

- die Gegenüberstellung beider Haftungssituationen. 

Daraus ergeben sich folgende Einzelziele: 

1. Darstellung des innerdeutschen Konzernhaftungsrechts 
Es sollen die von der Rechtsprechung entwickelten Grundlagen der Ge-

sellschafterhaftung für die Verbindlichkeiten der faktisch konzernierten 
GmbH dargestellt werden. Zur Verdeutlichung des konzernrechtlichen An-
satzes soll eine Abgrenzung zur ebenfalls zur Gesellschafterhaftung füh-
renden sog. Durchgriffshaftung erfolgen. Durch eine systematische Aufar-
beitung der Rechtsprechung der Bundesgerichte zur Haftung im qualifi-
ziert faktischen GmbH-Konzern soll eine weitestgehend exakte Darstel-
lung der Rechtsprechung ermöglicht werden. 

2. Darstellung der grenzüberschreitenden Haftungssituation 
Die Darstellung der Rechtsgrundlagen der Inanspruchnahme der deut-

schen Muttergesellschaft für die Verbindlichkeiten der US-amerikani-
schen Tochtergesellschaft vor einem US-amerikanischen Gericht soll sich 
nicht auf materiell-rechtliche Fragen beschränken. Auch Verfahrens- und 
vollstreckungsrechtliche Gesichtspunkte sollen besprochen werden, um 

15 Vgl. Kalb, Voorhis & Co. v. American Financial Corp., 8 F.3d 130 (2d Cir. 
1993). Ausführl ich dazu u.a. J. A. Bryant, Jr., Annotation, Liability of Corporation For 
Contracts of Subsidiary, 38 A.L.R.3d 1102, 1146-48 (1971), Jonathan M. Landers, A 
Unified Approach To Parent, Subsidiary, and Affiliate Questions in Bankruptcy, 42 U. 
CHI. L. REV. 589, 607-16 (1975); Scheel, a.a.O. (Fußn. 11), S. 116-123. 

16 Vgl. dazu Tschernig, Haftungsrechtl iche Probleme der Konzerninsolvenz (Diss. 
Universität Regensburg) , S. 55-81; ausführlich Scheel, a.a.O. (Fußn. 11), S. 129 ff., 
241 ff. 
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sowohl dem grenzüberschreitenden Charakter der Haftungssituation ge-
recht zu werden als auch die außerhalb des materiellen Rechts anzutreffen-
den gesellschaftsrechtlichen Besonderheiten zu erfassen. Darüber hinaus 
soll durch diese Besprechung der Verfahrens- und vollstreckungsrechtli-
chen Gesichtspunkte im speziellen Umfang der vorliegenden grenzüber-
schreitenden Haftungssituation eine wiederum zu Antworten in diesem 
Bereich im allgemeinen führende Darstellung ermöglicht werden. Durch 
eine exkursorische Berücksichtigung der grenzüberschreitenden Haftungs-
situation im Falle einer Klage vor einem deutschen Gericht soll schließlich 
eine Abrundung der Darstellung erreicht und auf bestehende Unterschiede 
in den beiden Rechtssystemen hingewiesen werden. Ebenfalls dargestellt 
werden sollen die im US-amerikanischen Schrifttum bzw. in der Lehre 
vertretenen Standpunkte zur Gesellschafterhaftung in der close corporati-
on. Durch Zitate aus den US-amerikanischen Fundstellen, die den meisten 
deutschen Lesern nicht zur Verfügung stehen werden, soll ein besseres 
Nachvollziehen der einzelnen Darstellungen und Erläuterungen ermöglicht 
werden. Dies gilt auch für die Wiedergabe der den Gerichtsentscheidungen 
zugrunde liegenden Sachverhalte. 

3. Gegenüberstellung 
Auf der Grundlage des herausgearbeiteten und dargestellten deutschen 

sowie US-amerikanischen Haftungsrechts sollen eine rechtsvergleichende 
Gegenüberstellung und eine Bewertung erfolgen, wobei die Analyse der 
US-amerikanischen Rechtslage im Vordergrund steht. Die Darstellung der 
deutschen Rechtslage dient insoweit als Vorlage. Dabei sollen sowohl die 
Kritikpunkte hinsichtlich beider Haftungssysteme als auch die auf das 
deutsche Haftungsrecht übertragbaren Ansatzpunkte der US-amerikani-
schen Rechtsprechung dargestellt werden. Außerdem soll die exkursori-
sche Darstellung der Besonderheiten bei einer Klage vor einem deutschen 
Gericht sowohl Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Rechtsordnungen 
des deutschen civil law- und des US-amerikanischen common /aw-Rechts-
systems deutlich machen als auch die rechtliche Gesamtbetrachtung eines 
internationalen Sachverhalts ermöglichen, die Einkleidung dieser Darstel-
lung in Verfahrens- und vollstreckungsrechtliche Fragen der grenzüber-
schreitenden Haftungssituation Rechnung tragen und schließlich die in 
diesen Bereichen vorhandenen gesellschaftsrechtlichen Spezifika hervor-
heben. Dies wird dem Gesamtverständnis betreffend sowohl die rechtli-
chen Besonderheiten im Verhältnis USA-Deutschland im allgemeinen als 
auch die gesellschaftsrechtlichen Fragestellungen im besonderen dienen. 



Einleitung 7 

Die Zitierweise US-amerikanischer Literatur und Gerichtsentscheidun-
gen folgt den Vorgaben in „The Bluebook: A Uniform System of Citation", 
16th ed., 1996.17 

17 Hierbei handelt es sich um eine Zusammenstellung angefertigt von den Herausge-
bern der Columbia Law Review, der Harvard Law Review, der University of Pennsylva-
nia Law Review und des The Yale Law Journal. 
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Die Darstellung der Rechtsprechung zum deut-
schen Konzernhaftungsrecht im qualifiziert fakti-
schen GmbH-Konzern (Unterordnungskonzern) 

Im folgenden sollen die derzeit geltenden, zu einer Haftung des Gesell-
schafters einer konzernierten GmbH führenden Voraussetzungen sowie 
deren rechtliche Würdigung im einzelnen dargestellt werden, um anschlie-
ßend den Vergleich mit der US-amerikanischen Haftungssituation durch-
führen zu können. Die Rechtslage zur konzernierten GmbH die Haftung 
ihrer Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der GmbH betreffend wurde 
im wesentlichen durch die bekannten Grundsatzentscheidungen des 
II. Zivilsenats des BGH — Autokran, Tieflau, Video, Stromlieferung und 
TBB - geprägt,1 der sich die übrigen Bundesgerichte im wesentlichen ohne 
Einschränkung angeschlossen haben und die durch weitere Entscheidun-
gen des BGH präzisiert wurden. Der BGH formulierte die tatsächlichen 
Voraussetzungen der Haftung der Gesellschafter sowie die konkreten 
Rechtsfolgen im einzelnen aus; der Begriff vom „qualifiziert faktischen 
GmbH-Konzern" wurde hier erstmals auch vom BGH gebraucht. Im 
Schrifttum hat diese BGH-Rechtsprechung von Anfang an - z.T. grund-
sätzliche - Kritik hervorgerufen. Die F/'ßfeo-Entscheidung des BGH2 stellte 
insoweit einen Höhepunkt dar.3 Bis heute sind sowohl die zu einer Kon-
zernhaftung der GmbH-Gesellschafter führenden Tatbestandsvoraus-
setzungen als auch die sich daran anknüpfenden Rechtsfolgen sowie deren 
dogmatische Herleitung bzw. Begründung Gegenstand der Diskussion. An 
Bemühungen um eine grundsätzlich andere Herangehensweise an die 
Thematik Konzernhaftung fehlt es dabei nicht.4 

1 Auf die Entscheidung BGHZ 68, 312 (Fert ighaus ) wird, soweit ersichtlich, im 
konzernrechtlichen Schrifttum nicht eingegangen (vgl. Einl., Fußn. 2). Zu „Bremer 
Vulkan" und „KBV" siehe unten 1.6. (S. 48 ff .) und 3.4. (S. 265 ff.) . 

2 BGHZ 115, 187. 
3 Siehe Einl., Fußn. 5. 
4 Vgl . Kirchner in: Schreyögg/Sydow, Managementforschung 7, S. 271 ff.; Forum 

Europaeum Konzernrecht ZGR 1998, 672 ff. 
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Obwohl dies nicht immer deutlich gemacht wird, beschränkt sich das 
Problem Konzernhaftung in der GmbH auf den sog. Unterordnungskon-
zern, § 18 I 1 Hs. 1 AktG. Der sog. Gleichordnungskonzern, § 18 II Hs. 1 
AktG, ist davon zu unterscheiden und war auch nicht Gegenstand der o.g. 
Grundsatzentscheidungen. Auf ihn soll auch in der vorliegenden Arbeit 
nicht eingegangen werden. Ob eine im Hinblick auf die Konzernhaftungs-
frage unterschiedliche Behandlung von Unter- und Gleichordnungskon-
zern wirklich gerechtfertigt ist, ist allerdings eher zweifelhaft.5 

In der Terminologie des GmbH-Konzernrechts hat sich der Begriff des 
sog. „qualifiziert faktischen Konzerns" mittlerweile durchgesetzt.6 Die 
Verwendung dieses Begriffes indiziert jedoch die Vorstellung, daß Aus-
gangspunkt der Haftung des GmbH-Gesellschafters eine auch hinsichtlich 
des Begriffes „qualifiziert" klar definierte Konzernsituation ist. Dies ist 
aber gerade nicht der Fall. Denn wann ein faktischer GmbH-Konzern als 
qualifiziert zu bezeichnen ist, ist ja eben eine der großen Streitfragen.7 

Richtiger Ausgangspunkt sollte daher nicht die Frage nach der Haftung im 
qualifiziert faktischen GmbH-Konzern, sondern die Frage nach der Haf-
tung im (nur) faktischen GmbH-Konzern sein. Die faktische Konzernie-
rung läßt sich durch Einsicht in die Registerakte der Tochtergesellschaft 
beim Amtsgericht - Handelsregister - ohne weiteres feststellen, da sich 
aus der Gesellschafterliste ergibt, wer der Allein- oder Mehrheitsgesell-
schafter der GmbH ist.8 Handelt es sich bei diesem um eine - ausgehend 
vom Thema - Kapitalgesellschaft, liegt auf Grund der in §§ 17 II, 18 13 
AktG enthaltenen widerlegbaren gesetzlichen Vermutungen automatisch 

5 Durch unveröffentlichten Beschluß vom 3. November 1997 - II ZR 328/96 -
nahm der BGH die Revision gegen ein Urteil des OLG Oldenburg (GmbHR 1998, 286) 
nicht zur Entscheidung an. In dem Urteil hatte es das Berufungsgericht abgelehnt, die für 
den qualifiziert faktischen GmbH-Konzern vom BGH aufgestellten Haftungsgrundsätze 
auf einen beklagten Gesellschafter zweier GmbH anzuwenden, da dieser nicht zwei Un-
ternehmen, sondern ein Unternehmen in zwei Gesellschaften mbH betrieb und deshalb 
kein konzernrechtlicher Interessenkonflikt bestand. Vielmehr kam lt. Auffassung des 
Berufungsgerichts nur ein Haftungsverbund zwischen den beiden Gesellschaften in Be-
tracht. Daß die „anderweitige" Unternehmensbeteiligung zugleich „verschiedenartig" 
sein muß, hat der BGH bisher nicht explizit entschieden. Entfällt mangels Interessenkon-
flikt ein konzernrechtlicher Zugriff auf den Gesellschafter, so bleibt unklar, auf welcher 
dogmatischen Grundlage der Zugriff auf das Vermögen einer Schwestergesellschaft er-
folgt. Das OLG Oldenburg teilte jedenfalls keine mit. 

6 Der Begriff wurde erstmals 1972 benutzt, vgl. Arbeitskreis GmbH-Reform, 
Thesen und Vorschläge zur GmbH-Reform Bd. II, S. 49 ff. 

7 Vgl. Emmerich/Sonnenschein §§ 20a I, 24a; Emmerich in: Scholz, GmbHG, An-
hang Konzernrecht, Rdnr. 91. 

8 Abschriften aus dem Handelsregister können gem. § 9 II HGB verlangt werden, 
ohne daß es des Nachweises eines besonderen Interesses bedarf (vgl. LG Frankfurt/M. 
DB 1998, 1957). 
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